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(5) Veranlagungszeitraum ist das Kalender-
jahr.

§ 10 – Vorauszahlungen
Jeweils auf den 30. Mai, 30. August und
30. November eines jeden Jahres sind Vor-
auszahlungen auf die voraussichtliche Ge-
bührenschuld nach § 7 Abs. 1 Ziffer 1 und 2
und § 7 Abs. 2 Ziffer 1 und 2 zu leisten.
Der Vorauszahlung ist jeweils ein Viertel der
Abwassergrundgebühr und ein Viertel der
Abwassermenge des Vorjahres zugrunde zu
legen. Fehlt eine Vorjahresabrechnung oder
bezieht sich diese nicht auf ein volles Kalen-
dejahr, wird die voraussichtliche Abwasser-
menge geschätzt und die Grundgebühr nach
Maßgabe der Verhältnisse am 01.01. ermit-
telt.
Die jährlichen drei Vorauszahlungen sind nach
Bekanntgabe des Vorauszahlungsbescheides
am 30. Mai, 30. August bzw. am 30. Novem-
ber zur Zahlung fällig, frühestens jedoch zwei
Wochen nach Bekanntgabe des Vorauszah-
lungsbescheides.
III. TEIL – ANZEIGEPFLICHT, HAFTUNG,
ORDNUNGSWIDRIGKEITEN

§ 11 – Anzeigepflichten
(1) Binnen eines Monats ist dem AZV der
Erwerb oder die Veräußerung eines an die
öffentlichen Abwasseranlagen angeschlosse-
nen Grundstücks anzuzeigen.
Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht oder
einem sonstigen dinglichen baulichen Nut-
zungsrecht. Anzeigepflichtig sind der Veräu-
ßerer und der Erwerber.
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des
Veranlagungszeitraums (§ 9 Abs. 5) hat der
Gebührenpflichtige dem AZV anzuzeigen
1. die Menge des Wasserverbrauchs aus ei-
ner nichtöffentlichen Trink- und Brauchwas-
serversorgungsanlage (§ 5 Abs. 2 Nr. 2),
2. die Menge des auf dem Grundstück gesam-
melten und als Brauchwasser verwendeten
Niederschlagswassers (§ 5 Abs. 2 Nr. 2),
3. die vorhandene Anzahl von Wasserzählern
und die Wasserzählergrößen nach § 5 Abs. 3.
(3) Unverzüglich haben der Grundstücksei-
gentümer und die sonst zur Nutzung eines
Grundstücks oder einer Wohnung berechtig-
ten Personen dem AZV mitzuteilen:
1. Änderungen der Beschaffenheit, der Men-
ge und des zeitlichen Anfalls des Abwassers
und
2. wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in
die öffentlichen Abwasseranlagen gelangen
oder damit zu rechnen ist,
3. den Einbau von Messeinrichtungen nach §
5 Abs. 3.
(4) Wird eine Grundstücksentwässerungs-
anlage, auch nur vorübergehend, außer Be-
trieb gesetzt, hat der Grundstückseigentümer
diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass
der Anschlusskanal rechtzeitig verschlossen
oder beseitigt werden kann.

§ 12 – Haftung des AZV
(1) Werden die öffentlichen Abwasseranla-
gen durch Betriebsstörungen, die der AZV
nicht zu vertreten hat, vorübergehend ganz
oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder
treten Mängel oder Schäden auf, die durch

Rückstau infolge von Naturereignissen wie
Hochwasser, Starkregen oder Schneeschmel-
ze oder durch Hemmungen im Abwasserab-
lauf verursacht sind, so erwächst daraus kein
Anspruch auf Schadenersatz. Ein Anspruch
auf Ermäßigung oder auf Erlass von Beiträ-
gen oder Gebühren entsteht in keinem Fall.
(2) Die Verpflichtung des Grundstückseigen-
tümers zur Sicherung gegen Rückstau (§ 18
Abwassersatzung) bleibt unberührt.
(3) Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtge-
setzes haftet der AZV nur für Vorsatz oder
grobe Fahrlässigkeit.

§ 13
Haftung der Grundstückseigentümer

und sonstigen Benutzer
Der Grundstückseigentümer und die sonsti-
gen Benutzer haften für schuldhaft verursach-
te Schäden, die infolge einer unsachgemä-
ßen oder den Bestimmungen dieser Satzung
widersprechenden Benutzung oder infolge
eines mangelhaften Zustandes der Grund-
stücksentwässerungsanlagen entstehen. Sie
haben den AZV von Ersatzansprüchen Dritter
freizustellen, die wegen solcher Schäden gel-
tend gemacht werden. Gehen derartige Schä-
den auf mehrere Grundstücksentwässerungs-
anlagen zurück, so haften deren Eigentümer
oder Benutzer als Gesamtschuldner.

§ 14 – Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig i.S. von § 124 Abs. 1 der
Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen
(SächsGemO) handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig entgegen § 11 seinen Anzeige-
pflichten gegenüber dem AZV nicht richtig
oder nicht rechtzeitig nachkommt und es
dadurch ermöglicht, eine Kommunalabgabe
zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abga-
benvorteile zu erlangen (Abgabengefähr-
dung).
(2) Ordnungswidrig i.S. von § 6 Abs. 2 Nr. 2
SächsKAG handelt, wer seinen Anzeigepflich-
ten nach § 11 nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig nachkommt.
(3) Die Vorschriften des Sächsischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes (SächsV-
wVG) bleiben unberührt.
IV. TEIL – ÜBERGANGS- UND SCHLUSS-
BESTIMMUNGEN

§ 15 – Unklare Rechtsverhältnisse
Bei Grundstücken, die im Grundbuch noch als
Eigentum des Volkes eingetragen sind, tritt an
die Stelle des Grundstückseigentümers nach
den Vorschriften dieser Satzung der Verfü-
gungsberechtigte im Sinne von § 6 Abs. 1 des
Gesetzes über die Feststellung der Zuord-
nung von ehemals volkseigenem Vermögen
(Vermögenszuordnungsgesetz - VZOG) vom
22.03.1991 (BGBl. I S. 766) i.d.F. vom
03.08.1992 (BGBl. I S. 1464).

§ 16 – Inkrafttreten
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bis-
herigen Satzungsrecht bereits entstanden
sind, gelten anstelle dieser Satzung die Sat-
zungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des
Entstehens der Abgabenschuld gegolten ha-
ben.
(2) Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2004 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung

vom 27. November 2001 außer Kraft.
Meerane, den 17.12.2003
Prof. Dr. Ungerer (Verbandsvorsitzender)

Satzung über die Entsorgung von Klein-
kläranlagen und abflusslosen Gruben (Ent-
sorgungssatzung – EntS) vom 17.12.2003
Aufgrund von §§ 47, 6 Abs. 1 des Sächsi-
schen Gesetzes über kommunale Zusam-
menarbeit (SächsKomZG) vom 19. August
1993 (SächsGVBl. S. 815, ber. S. 1103),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 04. März 2003 (SächsGVBl. S. 49, 54), in
Verbindung mit §§ 4, 14 und 124 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) in der Fassung der Bekanntmachung
der Neufassung vom 18. März 2003 (Sächs-
GVBl. S. 55), § 63 Abs. 1 bis 4 des Sächsi-
schen Wassergesetzes (SächsWG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli
1998 (SächsGVBl. S. 393), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 01. Sep-
tember 2003 (SächsGVBl. S. 418, 423) und
§§ 2, 9, 17ff und 37 des Sächsischen Kommu-
nalabgabengesetzes (SächsKAG) vom 16.
Juni 1993 (SächsGVBl. S. 502), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.
Januar 2003 (SächsGVBl. S. 2, 5),  hat die
Verbandsversammlung des Abwasserzweck-
verbandes Götzenthal am 17.12.2003 folgen-
de Satzung beschlossen.

§ 1 – Öffentliche Einrichtung
(1) Der Abwasserzweckverband Götzenthal
(im Folgenden: AZV) betreibt im Zweckver-
bandsgebiet die Beseitigung des in seinem
Gebiet anfallenden Abwassers aus Grund-
stücksentwässerungsanlagen (§ 2 Abs. 1) als
eine öffentliche Einrichtung, d.h. die Beseiti-
gung des Schlamms aus Kleinkläranlagen
und des gesammelten Abwassers aus ab-
flusslosen Gruben.
(2) Die Beseitigung umfasst die Entleerung,
Abfuhr und Entsorgung des Schlammes aus
Kleinkläranlagen und des Inhalts abflussloser
Gruben, einschließlich der Überwachung des
ordnungsgemäßen Betriebes dieser Anlagen
durch den Zweckverband oder den von ihm
beauftragten Dritten im Sinne von § 63 Abs. 3
des Sächsischen Wassergesetzes.

§ 2 – Begriffsbestimmungen
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen sind
abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen, ein-
schließlich Zubehör, des zu entwässernden
Grundstücks.
(2) Anschluss- und Benutzungspflichtige im
Sinne dieser Satzung sind:
– Grundstückseigentümer,
– Erbbauberechtigte,
– Wohnungseigentümer und Nutzungsbe-

rechtigte i.S. des Wohnungseigentumsge-
setzes,

– sonstige dinglich Nutzungsberechtigte von
Grundstücken,

– Inhaber der tatsächlichen Verfügungsge-
walt über die Grundstücksentwässerungs-
anlagen.

(3) Gebührenschuldner ist der Grundstücks-
eigentümer. Der Erbbauberechtigte und der


